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GENERALSEKRETÄR

Investitionen sichern den 
Industriestandort  

Österreich liegt mit einem Industrie-
anteil von 16 bis 17 Prozent an der 
Gesamtwirtschaft im Spitzenfeld der 
OECD-Staaten. Der industrielle Sektor 
ist in Österreich von größerer Bedeu-
tung als in vergleichbaren Staaten und 
ist durch vielfältige Ver�echtungen von 
enormer Bedeutung für Beschäftigung 
und Einkommen. 

Möglich wurde dies durch das eindeu-
tige Bekenntnis der österreichischen 
Politik zur Industrie. Dies äußert sich 
u. a. in der starken Förderung von 
Forschungsprojekten durch die ö�ent-
liche Hand. Die Forschungsquote hat 
sich so seit dem Jahr 1990 von 1,5 Pro-
zent des BIP auf 3,12 Prozent mehr als 
verdoppelt. Damit nimmt Österreich 
den zweiten Platz innerhalb der EU 
ein, wo der Schnitt bei 1,96 Prozent 
liegt. Zur positiven Weiterentwicklung 
des Industriestandortes und zur 
Absicherung der damit verbundenen 
Arbeitsplätze braucht es sowohl ö�ent-
liche als auch private Investitionen. 
Nur wenn Wirtschaft und Staat an 
einem Strang ziehen, kann der Stand-
ort seine hohe Qualität erhalten.
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PRÄSIDENT

Gemeinsame 
Schwerpunkte setzen

Die Industrie ist eine wichtige 
Arbeitgeberin. Zwar ist die Anzahl 

der Arbeitsplätze im produzierenden 
Sektor � nicht nur in Österreich � in 

allen westlichen Industrienationen 
gesunken, jedoch arbeiten immer noch 

rund 140.000 Menschen allein in 
Wien in diesem Wirtschaftssektor. 

Wenn die vor- und nachgelagerten 
E�ekte der Industrie auf andere 

Wirtschaftsbereiche hinzugerechnet 
werden, hängen sogar fast  

300.000 Arbeitsplätze direkt oder 
indirekt am produzierenden Bereich. 

Zudem bildet die Wiener Industrie 
jährlich rund 1.000 Lehrlinge aus. 

Die Zusammenarbeit zwischen Stadt 
und Industrie hat lange Tradition. 

Durch Investitionen der ö�entlichen 
Hand sowie durch gemeinsame 

Projekte in den Bereichen Bildung, 
gesellschaftliches Miteinander, 

Forschung und Infrastruktur wird der 
Industriestandort Österreich langfristig 

gesichert. Damit wir auch in 
Hinkunft auf Produkte �Made in 

Austria� stolz sein können und 
Arbeitsplätze für die Zukunft sichern. 

Edelstahlwerk Kapfenberg �  
�Das Maß aller Dinge�	 44
Sabine Rabl-Berger, Martha Wepner-Banko
Neue Sicht auf alte Flächen	 46
Vida Bakondy 

Zwischen Prekariat und Hoffnung	 50
MAGAZIN
Neueste Entwicklungen und Veranstaltungen	 52
LITERATUR
Aktuelle Rezensionen	 72
RECHT
Bettelverbot durch die Gemeinde | Bescheidaufhebung nach § 299 BAO	 73
FINANZEN
Ertragsanteilsvorschüsse für November	 77
HIDDEN CHAMPION
�Erdbeerwoche� � Auf blutiger Mission	 78
ZU GUTER LETZT
Kommende Termine und mehr	 81
IMPRESSUM
	 83 Dr. Michael Häupl,

Präsident Österreichischer Städtebund

OeGZ_12_2017.indd   3 29.11.17   15:56











Frohe Weihnachten
 und alles Gute
 im neuen Jahr

wünschen Ihnen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des Österreichischen Städtebundes

sowie

Dr. Thomas Weninger, Generalsekretär

 Bildrecht: Stadt Feldkirch

Feldkirch ist gastgebende Stadt beim 
68. Städtetag (6.-–8. Juni 2018)
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Ehemaliger Generalsekretär Reinhold Suttner  
feiert 90. Geburtstag
Der Österreichische Städtebund gratuliert seinem ehemaligen General
sekretär Reinhold Suttner herzlich zu seinem 90. Geburtstag. 
Suttner wurde 1927 in Wien geboren, wo er Volksschule, Hauptschule und 
die Handelsakademie besuchte. Nach seiner Rückkehr aus dem Krieg war 
Suttner bei der Stadt Wien und der Arbeiterkammer tätig. Zwischen 1962 
und 1986 war er Bezirksvorsteher von Wien-Liesing, von 1968 bis 1973 
Amtsführender Stadtrat. Danach zog er als Abgeordneter in den Wiener 
Landtag ein, dessen Erster Präsident er von 1978 bis 1979 war. Im Jahr 
1979 wurde Suttner Abgeordneter zum Bundesrat, welchem er bis 1987 
angehörte. Ab 1986 übernahm er den Vorsitz in der Länderkammer. 
Darüber hinaus leitete Suttner von 1981 bis 1987 als Generalsekretär den 
Österreichischen Städtebund und war von 1982 bis 1987 Delegierter zur 
Ständigen Konferenz der Gemeinden und Regionen beim Europarat.

Der ehemalige Generalsekretär des Österreichischen 
Städtebundes, Reinhold Suttner (Mitte), auf dem Bild 
gemeinsam mit dem damaligen Bürgermeister Josef  
Reschen (links) und dem damaligen Finanzminister  
Franz Vranitzky beim Städtetag in Salzburg im Jahr 1986, 
feierte am 31. Oktober seinen 90. Geburtstag.

Schweiz: Starker Anstieg an SozialhilfeempfängerInnen
In den 14 Städten mit den meisten SozialhilfeempfängerInnen kam es im 
Jahr 2016 zu einem überdurchschnittlich starken Anstieg an Sozialhilfefällen 
von 5,2 Prozent, dies zeigt ein Bericht der Berner Fachhochschule und der 
�Städteinitiative Sozialpolitik�. In den vergangenen Jahren wurde jeweils ein 
Anstieg von unter drei Prozent verzeichnet.  Am stärksten war die Zunahme in 
den Städten Chur, Schlieren und Uster. 

�Kinder zu haben ist ein Armutsrisiko�
Besonders hart ist wohl die Aussage �Kinder zu haben ist ein Armutsrisiko�, 
die dem Bericht zu entnehmen ist. Weit hergeholt ist dies jedoch nicht, vor 
allem, wenn es sich um AlleinerzieherInnen handelt. Im Durchschnitt waren 
über 80 Prozent der jungen alleinerziehenden Mütter in Schweizer Städten 
auf Sozialhilfe angewiesen. In verschiedenen Städten des Landes existieren 
bereits spezi�sche Programme für diese Zielgruppe.
Generell ist die Armutsgefahr bei ledigen und insbesondere geschiedenen 
Personen wesentlich höher. Auch ausländische ArbeitnehmerInnen sind über-
durchschnittlich stark betroffen, da diese teilweise einen tieferen Bildungs-
stand haben, ihre Bildungsabschlüsse nicht anerkannt werden, Sprachkennt-
nisse fehlen oder weil sie in stark konjunkturabhängigen Branchen bzw. in 
Niedriglohnbereichen beschäftigt sind. 

Zürich entgegen dem Trend
In der Regel haben größere Städte durch ihren vielfältigeren Arbeitsmarkt, ihr 
größeres Angebot an Wohnungen und die Anonymität der Großstadt eine 

höhere Sozialhilfequote. Umso erstaunlicher ist das Ergebnis von Zürich. Die 
größte Stadt der Schweiz weist eine tiefere Sozialhilfequote auf als beispiels-
weise Basel, Bern oder die wesentlich kleinere Nachbargemeinde Schlieren. 
Zurückzuführen ist dies auf die rege Bautätigkeit in ehemaligen Industriege-
bieten der Stadt, was dazu geführt hat, dass viele gut ausgebildete und weni-
ger armutsgefährdete Personen nach Zürich gezogen sind.

In der Schweiz stieg die Quote der SozialhilfeempfängerInnen  
im Jahr 2016 überdurchschnittlich stark an.  

Vor allem junge Mütter gehören zur Risikogruppe.
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Immer noch Industrienation

Industrie: Gestern! Und heute?
Der industrielle Sektor ist in Österreich dynamischer und von größerer Bedeutung als in 
vergleichbaren Ländern. Über die starke Produktivitätsentwicklung und die vielfältigen 
wirtschaftlichen Ver�echtungen ist er langfristig von entscheidender Bedeutung für  
Beschäftigung und Einkommen. Mit den klimapolitischen Zielen und den digitalen  
Entwicklungen werden die Herausforderungen für Unternehmen, Beschäftigte,  
Sozialpartner und Politik nicht kleiner.
Mag. Roland Lang

Wie viel Wirtschaft ist Industrie?
Die Zeiten, in denen der Anteil der Industrie1 am gesamten 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) immer höher wurde, sind seit 
vielen Jahrzehnten vorbei. Ausgehend von Großbritannien � 
dem Vorreiter der sogenannten �industriellen Revolution� � 
ist der Anteil der Industrie vor rund 200 Jahren (und auch 
noch vor 100 Jahren) laufend gewachsen. Damals noch im 
Wesentlichen auf Kosten der wirtschaftlichen Bedeutung der 
Landwirtschaft. Seit den 60er- und 70er-Jahren des 20. Jahr-
hunderts sinkt nun der Industrieanteil am BIP in praktisch 
allen entwickelten Industrieländern � auch in Österreich � 
zugunsten des Dienstleistungsanteils zum Teil auf derart 
niedrige Werte, dass manche AutorInnen sogar über die An-
gemessenheit des Begri�s �Industrienation� diskutieren. 
Gra�k 1 illustriert anhand einiger europäischer Länder die 
Entwicklungen in den letzten fünfzig Jahren. Der Trend 
sticht ins Auge und braucht wohl nicht weiter erläutert wer-
den. Beachtenswert: In Großbritannien, dem Ausgangspunkt 
der industriellen Revolution, kamen zuletzt erheblich unter 
10 % der gesamten Wirtschaftsleistung aus der Industrie. 
Und außerhalb der EU? Die USA verzeichnen mit nunmehr 
11,9 % eine Halbierung seit 1970 und damit einen absoluten 
Tiefstand. Vielleicht für viele LeserInnen einigermaßen über-
raschend: Sogar in China nimmt der Anteil am BIP seit etwa 
1980 (40 %) nach Angaben der Weltbank ständig ab und 
liegt nun bei 30 %. Da China gleichzeitig einen immer grö-
ßeren Anteil aller Güter in der Welt produziert, belegt dieser 
Anteilsverlust gleichzeitig, wie exorbitant das Wachstum der 
gesamten Wirtschaftsleistung in den letzten Jahrzehnten in 
China aus�el. 

Hintergründe des Sink�ugs in Stichworten
Die Entwicklung in Richtung sinkendem Industrieanteil ist 
also als strukturelle Veränderung keinesfalls eine europäische 

Besonderheit, sondern ein Trend in allen entwickelten Volks-
wirtschaften. Genährt wird dieser Trend durch verschiedene 
Ursachen, die in den unterschiedlichen Ländern durchaus 
nicht immer gleich starken Erklärungswert haben. Einige die-
ser Aspekte sollen hier � aus Platzgründen sehr verkürzt � auf 
den Punkt gebracht werden:

»» �Mittelfristig steigt die Produktivität in der Industrie schnel-
ler als in den anderen Wirtschaftsbereichen, wodurch Pro-
dukte relativ zu vielen Dienstleistungen billiger werden. 
Einkommens- und damit Konsumwachstum ergibt damit 
automatisch einen Anteilsrückgang der Industrie.

»» �Dazu kommt noch: Das Einkommens- und Konsum-
wachstum in den letzten Jahrzehnten begünstigt tendenzi-
ell den Dienstleistungsbereich (Reisen, Restaurants, Fri-
seur �). Bei der Industrienachfrage treten teilweise 
Sättigungsaspekte (dritten Föhn kaufen?) auf. Das führt 
auch zu entsprechenden Verschiebungen der Wirtschafts-
struktur.

»» �Der Trend zu Ausgliederungen und Auslagerungen spätes-
tens seit den 70er-Jahren. Arbeiten wie Reinigung, EDV, 
Buchhaltung oder auch Service wurden und werden im-
mer noch ausgegliedert. Sie fallen in der Folge unter 
Dienstleistungen.

»» �Viele (auch die EU-Kommission) riefen das Ziel aus, sich 
in Richtung einer wissensbasierten Dienstleistungsgesell-
schaft zu entwickeln, um weiter Beschäftigung und Ein-
kommen gegen aufstrebende Nationen absichern zu kön-
nen. Die entsprechenden politischen Weichenstellungen 
hatten eben auch diese Wirkungen (z. B. großer Finanz-
sektor in Großbritannien). 

16 � ÖGZ 12/2017·01/2018
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»» �Einige Regierungen verfolgten explizit das Ziel, die im In-
dustriebereich besonders starke Stellung der Beschäftigten 
bzw. ihrer Gewerkschaften zu schwächen. Sie setzten be-
wusst auf andere Bereiche (Bsp. Großbritannien).

»» �Manchmal dürften schlicht verfehlte wirtschaftspolitische 
Maßnahmen zu einem Niedergang des Industrieanteils 
beigetragen haben.

Wie sieht�s in Österreich aus?
Für Österreich zeigt Gra�k 1 für die Bedeutung der Industrie 
ein erfreuliches Bild. Die Industriequote ging zwar bis etwa 
2010 sukzessive zurück, hat sich seither aber auf hohem 
Niveau (zwischen 16 und 17 %) stabilisiert. Damit be�nden 
wir uns im ganz vorderen Feld der am weitesten entwickelten 
Mitgliedsstaaten der EU � ganz zu schweigen von einem Ver-

gleich mit den USA. Vor Österreich liegen im EU-Vergleich 
fast ausschließlich neue Mitgliedsstaaten (nicht in Gra�k 1 
aufgenommen). Diese haben allerdings eine noch völlig an-
dere Einkommens- und Wohlstandssituation. Die österreichi-
sche Industrie kann in vielen Marktsegmenten mit der Welt
spitze mithalten. 
Dies widerlegt eindeutig die immer wiederkehrenden Unken-
rufe einzelner ManagerInnen und InteressenvertreterInnen. 
Eine, über die Jahrzehnte betrachtet, ausgewogene und ver-
lässliche Wirtschaftspolitik und eine konstruktive Sozialpart-
nerschaft haben o�enbar sehr gute Bedingungen für eine 
hochqualitative Industrie gestaltet. Eine unglaubliche Export-
entwicklung und eine Vielzahl von Neugründungen (auch 
nach Abzug der Konkurse und Schließungen) und Ansied-
lungen stehen Abwanderungen im einstelligen Bereich gegen-
über. 

www.staedtebund.gv.at� 17 

Gra�k 1: Anteil (in %)  
der Industrie (NACE C � 
Herstellung von Waren)  
am BIP 1970-2016

Gra�k 2: Index der realen 
Industriewertschöpfung 
(NACE C � Herstellung  
von Waren) seit dem 
Krisentiefpunkt 2009
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„Silicon Austria“

Ein neues Mekka der Eierköpfe
Mit �Silicon Austria� will sich Österreich in der Mikroelektronik an der Weltspitze etablieren �  
280 Millionen Euro sind veranschlagt. 
Manfred Hummel MA, freier Journalist

Vor fast 70 Jahren begann die Erfolgsgeschichte des 
amerikanischen �Silicon Valley� in Hinterhofgaragen. 
Dort schraubten und löteten die Pioniere des digitalen 

Zeitalters die ersten modernen Computer zusammen. Auf 
diese archaische Stufe brauchen sich Politik, Wissenschaft 
und Wirtschaft nicht mehr begeben, wenn sie auch in Öster-
reich ein solches Mekka der �Eierköpfe� scha�en wollen. 
Eine solide IT- und Hightech-Basis ist vor allem in den süd-
lichen Bundesländern längst vorhanden. Nun will sich die 
Republik auf Augenhöhe mit den Silicon Valleys dieser Welt 
begeben. �Was die Schweizer bei den Uhren sind, wird Ös-
terreich für Elektronik und Mikroelektronik�, hat Infrastruk-
turminister Jörg Leichtfried (SPÖ) als Parole ausgegeben.
 �Silicon Austria� heißt das ehrgeizige Programm. Silicon oder 
zu Deutsch Silicium ist der Sto�, aus dem Halbleiter und 
Computerchips gefertigt sind. 140 Millionen Euro stellen das 
Infrastrukturministerium und die beteiligten Bundesländer 
Steiermark, Kärnten und Oberösterreich zur Verfügung.  
Die Industrie will den Betrag in den nächsten fünf Jahren auf 
280 Millionen Euro verdoppeln. Silicon Austria oder auch 
�Silicon Austria Lab� (SAL) besteht aus drei Standorten, 
angesiedelt in Graz (Steiermark), Villach (Kärnten) und Linz 
(Oberösterreich). Dort sollen, beginnend noch in diesem Jahr, 
zunächst bis zu 500 Hightech-Arbeitsplätze entstehen. Etwa 

200 in der Steiermark, 70 in Oberösterreich und 150 bis 200 
in Kärnten.

Warum dieser �nanzielle Kraftakt?
�Elektronik und Mikroelektronik sind die Grundlagen der 
Digitalisierung und damit vieler zukunftsträchtiger Geschäfts-
felder�, so das Bundesministerium für Verkehr, Innovation 
und Technologie. Mikrochips beherrschen mittlerweile fast 
alle Lebensbereiche: Sie stecken im Handy, der elektrischen 
Zahnbürste, dem automatischen Temperaturregler im Wohn-
zimmer, um nur einige Beispiele zu nennen. 
Ein Zehntel der weltweiten Wirtschaftsleistung hängt von 
Elektronikprodukten und damit verbundenen Dienstleistun-
gen ab. Um konkurrenzfähig zu bleiben, darf der Aufbruch ins 
digitale Zeitalter nicht verschlafen werden. Mit Silicon Aust-
ria will Österreich seine bereits vorhandenen Kompetenzen im 
Elektronikbereich sowohl in der Hardware als auch Software 
bündeln und gezielt ausbauen. �Mikroelektronik made in 
Austria� (Leichtfried) soll im weltweiten Wettbewerb als Spit-
zenprodukt wahrgenommen werden. 

�Klein, aber fein�
Nach diesem Motto kann sich Österreichs Position bereits 
jetzt sehen lassen: Mehr als 63.000 Beschäftigte arbeiten bei 

20 � ÖGZ 12/2017·01/2018
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High Tech Campus Villach
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188 Unternehmen der Elektroindustrie, darunter renom-
mierte Firmen wie In�neon, Intel, Lam Research, ams, XP, 
Epcos, AVL und viele mehr. Sie erwirtschaften jährlich einen 
Umsatz von 80 Milliarden Euro. Etwa 4.000 Wissenschafte-
rInnen sind im Bereich Forschung und Entwicklung der Mi-
kroelektronik tätig. Schon jetzt wendet man in der Branche 
nach den Worten von Josef A�enzeller, Koordinator der nati-
onalen und internationalen Forschung der Grazer AVL List 
GmbH, etwa 13 Prozent für Forschung und Entwicklung auf. 
Und die Vizepräsidentin des Fachverbands der Elektro- und 
Elektronikindustrie (FEEI) sowie Vorstandsvorsitzende der In-
�neon Technolgies Austria AG, Sabine Herlitschka, betont: 
�Die Mikroelektronikindustrie ist die mit Abstand for-
schungsintensivste und innovativste Branche unseres Landes.�
Das staatliche Förderprogramm stößt deshalb in der Wirt-
schaft und den involvierten Bundesländern auf große Zustim-
mung. Es entstehen hoch quali�zierte Arbeitsplätze, die  
Hightech-Infrastruktur an Geräten und Laboren wird ausge-
baut, heißt es. Die Nähe zu Hochschulen und Forschungsein-
richtungen erzeugt Synergien nicht nur für die Großen der 
Branche, sondern auch spezialisierte Klein- und Mittelbe-
triebe, die regionale Zulieferindustrie sowie Start-ups sollen 
pro�tieren. 

Standort Villach
Nach dem Konzept von Silicon Austria wird Villach zu mik-
roelektronischen Sensoren und Leistungselektronik forschen. 
In Zukunft brauchen etwa selbstfahrende Autos Hunderte 
Sensoren, um Hindernissen auszuweichen. Die Elektronik soll 
bewirken, dass dies klein, leicht und energiesparend machbar 
ist. Genau in diesen Feldern arbeitet die ortsansässige In�neon 
Technologies Austria AG. Sie kann ihr weltweit führendes 
Know-how einbringen. Es war also weitblickend, dass die 
Stadt Villach nach Auskunft ihres Bürgermeisters Günther Al-
bel (SPÖ) �seit 20 Jahren konsequent in die Positionierung als 
Technologie- und Forschungsstandort� investiert.
So �ossen mehr als 50 Millionen Euro in förderliche Rahmen-
bedingungen für den tpv Technologiepark Villach, das außer
universitäre Forschungszentrum Carinthian Tech Research 
AG (CTR), die Fachhochschule Kärnten, das Gründerzent-
rum build! oder den Silicon Alps Cluster, ein Zusammen-
schluss von einschlägigen Unternehmen, der seinen Sitz in der 
Stadt hat. �Das Umfeld und die vorhandene Infrastruktur 
sind ideal, um die Zusammenarbeit und die Kooperation zwi-
schen Industrie und Wissenschaft voranzutreiben�, lobt der 
Chef des High Tech Campus Villach, Werner Scherf. Die 
Stadt an der Drau nahe dem Ossiacher und Wörthersee 
vergisst darüber aber nicht ihre �soft facts� (Albel), die 
�Villach zu einem attraktiven Lebensraum für ambitionierte 
Menschen und ihre Familien machen�.

Standort Linz
In Linz liegt der Schwerpunkt auf der Hochfrequenz. Damit 
werden große Mengen an Daten sicher gesendet und empfan-
gen. So können etwa selbstfahrende Autos in Zukunft mit an-
deren Autos �sprechen�, um Unfälle zu vermeiden. Linz ist 
Sitz international renommierter Unternehmen, darunter 
Weltmarktführer, die Jahrzehnte an Erfahrung in der Hoch-
frequenztechnik vorweisen. Die Johannes Kepler Universität 
(JKU) ist bekannt für die Linzer Ingenieurskunst. Das Know-
how der JKU steckt weltweit millionenfach sowohl in der 
Hardware modernster Smartphones als auch in Kfz-Radar
sensoren, die mittlerweile in Autos der Oberklasse bis zum 
Kleinwagen verbaut werden.
Bürgermeister Klaus Luger (SPÖ) will Linz zur innovativsten 
Stadt Österreichs machen. Das gelinge nur, so Luger, wenn 
man den Wirtschaftsstandort Linz konsequent weiterent-
wickle. Das Silicon Austria Lab, die Pilotfabrik für Industrie 
4.0 sowie die Innovationswerkstätte in der Linzer Tabakfabrik 
seien Meilensteine. �Sie bringen Aufschwung für die wirt-
schaftlichen Entwicklungen im Großraum Linz, neue Koope-
rationen für ansässige Firmen und scha�en die Arbeitsplätze 
der Zukunft.� Studien besagten, dass ein Hightech-Arbeits-
platz im Innovationsbereich vier bis fünf zusätzliche Arbeits-
plätze scha�t. Lugers Ziel ist es, in Linz jährlich 1.000 neue 
Arbeitsplätze zu scha�en.  
Zunächst waren als Standorte für Silicon Austria nur die Stei-
ermark und Kärnten vorgesehen. Vertreter Oberösterreichs 
kämpften aber dafür, auch beteiligt zu werden. In letzter Mi-
nute gelang es ihnen. Von den 280 Millionen Euro erhält Linz 
12,5 Millionen Euro. Ob er mit dem Verteilungsschlüssel der 
Gelder zufrieden sei? �Naja, es könnte schon ein wenig mehr 
sein für die Linzer Industrieregion�, antwortet Bürgermeister 
Luger, �sie ist immerhin Nr. 1 in Österreich.� Natürlich wün-
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Über die zentrale Bedeutung der Industrie für die Zukunft Wiens

Industrie als Bestandteil  
der modernen Stadt
Angesichts der Debatten über die Zukunft der Städte in den vergangenen Jahren konnte  
man leicht den Eindruck gewinnen, die wirtschaftliche Zukunft insbesondere der Großstädte  
als Steuerungszentren für Finanzmärkte, Banken und Beratungsleistungen unterschiedlichster  
Art liege ausschließlich im Dienstleistungsbereich. In dieser Zuschreibung spiegelt sich auch  
die lange Zeit kolportierte These wider, die Zukunft unseres gesamten Wirtschaftssystems  
liege in einer Dienstleistungsökonomie bzw. Dienstleistungsgesellschaft.  
KommR Ing. Wolfgang Hesoun, Präsident der Industriellenvereinigung Wien 

Die Fakten sprechen allerdings eine andere Sprache. 
Ohne starke Produktion kann es keinen starken 
Dienstleistungssektor geben. Industrie und Dienstleis-

tungen sind existenziell aufeinander angewiesen und in ih-
rem Zusammenwirken alles andere als ein Nullsummenspiel 
� das gilt für städtische wie für ländliche Wirtschaftsräume. 

Vom reinen �Produzenten� zum  
komplexen �Problemlöser�
Die moderne Industrie wird nicht zuletzt durch den Einzug 
der Digitalisierung in Produktionsprozesse immer komplexer 
und wissensintensiver. Die ausschließliche Herstellung von 
Produkten gehört vielfach der Vergangenheit an. Industriebe-
triebe haben sich längst vom reinen �Produzenten� zum kom-
plexen �Problemlöser� entwickelt. Heute wird in vielen Bran-
chen nicht nur ein Produkt, sondern als integraler Bestandteil 
auch eine Dienstleistung verkauft. Die Wertschöpfungskraft 
von Industriebetrieben verstärkt sich durch diese ergänzenden 
Dienstleistungen deutlich. 
Auf der anderen Seite ist in der Industrie in der jüngeren Ver-
gangenheit ein starker Trend zur Auslagerung von �Nicht-
Kernprozessen� � v. a. �Dienstleistungsarbeiten� � zu beob-
achten. Was auf den ersten Blick im Widerspruch zur oben 
beschriebenen Entwicklung der Industrie zum Anbieter von 
Dienstleistungen erscheint, ist bei genauerem Hinsehen ein 
davon völlig entkoppelter Vorgang: Ausgelagert werden 
Dienstleistungen, die nicht zum Kerngeschäft der Industrie-
betriebe gehören, dazu zählen etwa Bereiche wie Bewachung, 
Reinigung, Wäscherei oder die Betriebskantine. 

Wien ist einer der größten  
Produktionsstandorte Österreichs
In Wien lässt sich diese Weiterentwicklung des produzieren-
den Sektors gut nachverfolgen: Die Auslagerungsprozesse von 

Nicht-Kernbereichen der Industrie waren ein nicht unwe-
sentlicher Grund dafür, dass die Beschäftigtenzahlen im 
Bereich der Dienstleistung in den vergangenen Jahrzehnten 
derart stark angestiegen sind, während sie im Bereich der 
Produktion rückläu�g waren. 
Trotz dieses Beschäftigungsrückganges in der Produktion 
haben die rund 8.500 Unternehmen des �produzierenden 
Bereichs� in Wien rund 140.000 Beschäftigte und stehen für 
eine Wertschöpfung von rund 12 Milliarden Euro. Damit ist 
Wien nach Oberösterreich und Niederösterreich und fast 
gleichauf mit der Steiermark eines der größten Industriebun-
desländer Österreichs. 
In den vergangenen Jahren, aber insbesondere zwischen 1995 
und 2010, ist dabei die Wertschöpfung der Wiener Industrie 
gestiegen: von den genannten 10 Mrd. auf über 12 Mrd. 
Euro.
Noch stärker ist die Wertschöpfungssteigerung, wenn man 
auch jene Bereiche der Wirtschaft hinzurechnet, auf die die 
Wiener Industrie starke direkte oder indirekte E�ekte ausübt: 
von über 17 Mrd. auf über 23 Mrd. Euro, das sind über  
30 % der Wiener Wertschöpfung. Deutlich ist auch der 
Beschäftigungsanstieg, wenn man die Industrie inklusive 
ihrer vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbereiche in den 
Jahren 1995�2010 betrachtet: Hier hat sich die Zahl von 
220.000 auf rund 280.000 Beschäftigte erhöht.
Dies belegt einerseits, dass die Industrieunternehmen bzw. 
ihre MitarbeiterInnen stetig ihre Produktivität steigern und 
dass sich andererseits volkswirtschaftliche Indikatoren der In-
dustrie zwar im Verlauf der Jahrzehnte in die industrienahe 
Dienstleistung verlagert haben, aber weiterhin stark von der 
Entwicklung in der �Kernindustrie� abhängig sind. Die in-
dustrielle Produktion ist und bleibt damit wesentlicher Kern 
der Wertschöpfungsaktivitäten. Das tri�t auf ländliche Stand-
orte ebenso zu wie auf die Stadt! 
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Vom ausgehenden 19. Jahrhundert bis in die Gegenwart

Industrialisierung, Wohlfahrts
staatlichkeit und Kommunen 
Industriestädte und Industriegemeinden sind keine Paradiese. Das ist den  
weltwirtschaftlichen und geopolitischen Rahmenbedingungen und Realitäten geschuldet  
sowie vor Ort den wohlfahrtsstaatlichen Strukturen und realen Praktiken der politischen 
AkteurInnen. Eine ambitionierte Re�exion von Gegenwart und möglicher Zukunft ist ohne  
eine empirische Kenntnis der multifaktoriellen Verlaufsgeschichte nicht möglich. 
Univ.-Doz. Dr. Gerhard Melinz, Wirtschafts- und Sozialhistoriker und Politikwissenschaftler

Zum gegenständlichen �ema ist der Forschungsstand nach 
wie vor mehr als ausbaufähig. Aus pragmatischen Gründen 
wird hier eine verlaufsgeschichtlich ultraschnelle Reise vom 
ausgehenden 19. Jahrhundert bis in die Gegenwart unter-
nommen.1 Eine Diskussion des Begri�s der Industrialisie-
rung und seine Anwendungsvarianten für Österreich unter-
bleibt hier aus Platzgründen, obgleich nicht unerwähnt blei-
ben darf, dass jeweils die weltwirtschaftlichen Gegebenheiten 
mitzudenken wären, denn eine nur �nationalökonomische� 
Betrachtung entspricht weder den heutigen Forschungsstan-
dards noch den historischen Realitäten.2 Der Begri� Wohl-
fahrtsstaatlichkeit meint die gesamte Breite von sozialen Po-
litiken, beginnend mit der beitrags�nanzierten Sozialversi-
cherungsstaatlichkeit (sog. erstes soziales Netz) und der steu-
er�nanzierten Sozialpolitik der Bundesländer und Kommu-
nen (sog. zweites soziales Netz) sowie der Geschichte des 
wichtigen Faktors Steuerpolitik und Finanzausgleich.

˜ra der Habsburgermonarchie
Nach dem Boom der 1860er-Jahre folgte der Finanzcrash 
1873 mit seinen Folgen. Beginnend mit den 1890er-Jahren 
bis hin zum Ersten Weltkrieg wird von einer �zweiten Grün-
derzeit� gesprochen, die einen Industrialisierungsfortschritt 
in bestimmten Regionen bzw. (Industrie-)Kommunen im 
Rahmen der westlichen Doppelmonarchiehälfte (Cisleitha-
nien) mit sich brachte. Zum einen spielte der Bankensektor 
bei diesen Industrialisierungsprozessen eine wichtige Rolle, 
zum anderen nutzte Cisleithanien seine Vorteile aus der 
wirtschaftlichen Arbeitsteilung mit dem stärker agrarisch do-
minierten Transleithanien (ungarische Reichshälfte). Der 
Anteil der Nutznießer der ersten Sozialversicherungsgesetze3  
unter den Erwerbstätigen blieb insgesamt zwar begrenzt, be-
wegte sich allerdings nach oben.4 Erwerbsarbeitslosigkeit war 
als Unterstützungsgrund weder in der Sozialversicherung 
noch im Rahmen der (kommunalen) Armenfürsorge aner-

kannt. Und außerdem konnte niemand sich damals eines 
Dauerjobs im industriell-gewerblichen Sektor erfreuen. 
Der Erste Weltkrieg veränderte die gesamtwirtschaftlichen 
und (sozial)politischen Realitäten zugunsten zentralstaatli-
cher Regulierung, der Staat wuchs. Wie später dann im 
Zweiten Weltkrieg wurde 1914 bis 1918 der Arbeitsmarkt 
einschließlich der vielfältigen Industriesektoren verstärkt von 
Frauen und Jugendlichen bevölkert, da die Männer in Solda-
ten verwandelt wurden.

1920er- und 1930er-Jahre 
Das Ende der Doppelmonarchie hatte die in der Nachfolge 
entstandene Republik Deutschösterreich in eine schwere 
Krise gebracht und der Staat musste sich mit den internatio-
nalen Vorgaben rund um seine Verschuldung entlang einer 
strikten Haushalts- und Sparpolitik durch die sog. Erste Re-
publik bewegen. Zu Beginn brachte die Regierungskoalition 
der Sozialdemokraten mit den Christlichsozialen (1918�20) 
noch einen �sozialpolitischen Boom�. Die Wirtschaft erlebte 
in den 1920er-Jahren jedoch keine Blütezeit und dort, wo 
Industriesektoren neuen Typs vorhanden waren, wurden zu-
nehmend mehr Frauen eingesetzt. Es gab zu viele Arbeits-
kräfte und darum eine ständig hohe Erwerbsarbeitslosigkeit. 
Am Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise fanden sich sodann 
die erwerbslosen IndustriearbeiterInnen auf einmal gemein-
sam mit der traditionellen Armutspopulation, von der man 
sich in den Jahrzehnten davor zunehmend abgegrenzt hatte, 
wieder in der gleichen Situation: Massenarbeitslosigkeit und 
Armut trafen beide Gruppen in extremer Art und Weise. 
Das Arbeitslosenversicherungsgesetz des Jahres 1920 hatte 
sich schon zuvor im Verlauf zahlreicher Novellierungen zu 
Ungunsten der Betro�enen gewandelt, sodass sich die kom-
munale Armenfürsorge angesichts zunehmender �Aussteue-
rung� (so wurde der Zustand nach dem Auslaufen der Ar-
beitslosenunterstützung genannt) vor gewaltige Herausforde-
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Studie 

Quo vadis Werkplatz Stadt? 
Die urbane Industrie wandelt sich. Sie hat Zukunftsperspektiven, auch wenn sie tendenziell an 
Bedeutung verliert. Vor allem das produzierende Gewerbe kommt unter Druck, während sich 
Hightech-Unternehmen halten und die Kreativwirtschaft zulegen kann. Eine Studie des 
Schweizerischen Städteverbandes und der Stadt Zürich zeigt, dass aktives Flächenmanagement, 
�exible Zonenregelungen und administrative Erleichterungen den Werkplatz stärken können. Auch 
die Digitalisierung schafft neue Chancen. 
Martin Tschirren, lic.phil. 

Seit jeher sind Wirtschafts- und Stadtentwicklung eng 
miteinander ver�ochten. Unternehmen haben sich 
schon immer in Städten angesiedelt, hier wird gear-

beitet und gewirtschaftet. Zugleich spüren die Städte Verän-
derungen in der Wirtschaftsstruktur ganz direkt. Dies war in 
den Zeiten der Industrialisierung Ende des 19. und zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts so und ist heute nicht anders. Die 
Industrien, die damals die städtische Wirtschaft prägten, 
sind zum großen Teil aus dem Stadtbild verschwunden. Lär-
mige, rauchige und stinkende Fabriken vertragen sich 
schlecht mit heutigen städtischen Lebensräumen. Auch die 
Industrie selber hat sich wesentlich verändert. Und mit der 
Digitalisierung und der Industrie 4.0 gilt dies erst recht. 
Was heißt das für den Werkplatz Stadt? In welcher Verfas-

sung präsentiert sich der städtische Werkplatz derzeit und 
welche Perspektiven hat die Industrie in der Stadt? Diese 
Fragen standen am Anfang der Studie �Quo vadis Werkplatz 
Stadt? Entwicklungen und Perspektiven von Industrie und 
Gewerbe in der Stadt�, die der Schweizerische Städteverband 
gemeinsam mit der Stadt Zürich beim Forschungsbüro Infras 
in Auftrag gegeben hatte. 
Wenn wir von �Werkplatz� sprechen, meinen wir damit den 
Industriestandort, der gemäß der Studie aus folgenden drei 
Bereichen besteht: 

»» der gewerblich-industriellen Produktion,
»» Hightech-Industrieunternehmen 
»» und der Kreativwirtschaft-�Plus�. 
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Dieser Bereich umfasst neben der Herstellung von Sachgü-
tern auch dienstleistungsbezogene Aktivitäten wie ICT-Pro-
grammierung, Architektur oder Design. In diesem Bereich 
fällt die Abgrenzung zwischen dem Industrie- und dem 
Dienstleistungssektor zuweilen schwer, was aber für die stär-
ker digitalisierte Industrie durchaus typisch ist. 

Der urbane Werkplatz entwickelt  
sich unterschiedlich 
In einer Gesamtbetrachtung blieb die Zahl der Vollzeitstel-
len des städtischen Werkplatzes zwischen 1995 und 2014 
konstant � 2014 mit einem Anteil von 27,5 Prozent der ur-
banen Beschäftigung. Weil die Gesamtbeschäftigung in den 
Städten seit 1995 jedoch zunahm, verlor der Werkplatz an 
Gewicht. Vor allem in den großen Städten (mit einer Bevöl-
kerung von über 50.000) gingen Stellen in der Industrie ver-
loren. In mittleren und kleinen Städten blieb die Beschäfti-
gung stabil oder entwickelte sich leicht positiv. 
Die Bedeutung des Werkplatzes in den Schweizer Städten 
präsentiert sich sehr unterschiedlich. Neben Industriehoch-
burgen, in denen bis zu 70 Prozent der Beschäftigten zum 
Werkplatz gehören, sind es in manchen Agglomerations
gemeinden nur wenig mehr als 10 Prozent. 
Innerhalb des Werkplatzes kam es zu augenfälligen Verschie-
bungen. Zwar arbeitet immer noch fast die Hälfte der Werk-
platz-Beschäftigten in der gewerblich-industriellen Produk-
tion, ihre Zahl ging aber seit 1995 um 15 Prozent zurück. 
Besonders stark betro�en waren das Druckgewerbe, der Me-
tall- und der Hochbau. Wegen der Konkurrenz mit wert-
schöpfungsstarken Branchen dürfte es das Gewerbe in der 

Stadt auch künftig schwer haben � dies allerdings nicht 
überall gleich. Vor allem in kleinen Städten mit weniger als 
20.000 EinwohnerInnen hält sich das Gewerbe gut. Der Be-
schäftigungsanteil des Gewerbes liegt dort rund doppelt so 
hoch wie in den Großstädten. 
Allerdings, so die Studie, hat die Digitalisierung das Ge-
werbe noch kaum erreicht. Dies im Gegensatz zur Hightech-
Branche, welche ein Viertel der Werkplatz-Beschäftigten 
stellt. Die Zahl der Arbeitsplätze in Hightech-Unternehmen 
nahm seit 1995 in den Städten gar leicht zu. Vor allem mit-
telgroße Städte, die bereits einen hohen Werkplatz-Anteil 
ausweisen, sind eigentliche Hightech-Hochburgen. Die 
Hightech-Beschäftigung entwickelte sich auch in Kleinstäd-
ten positiv, wogegen die großen Städte vor allem bis kurz 
nach der Jahrtausendwende zum Teil massive Einbußen zu 
verzeichnen hatten. Seit 2005 werden aber auch dort wieder 
vermehrt Hightech-Arbeitsplätze gescha�en. 
Der dritte Bereich des Werkplatzes, die Kreativwirtschaft-
�Plus�, entwickelte sich seit 1995 durchwegs positiv und ist 
vor allem in größeren Städten, aber auch in zahlreichen Ag-
glomerationsgemeinden, zum bedeutendsten Teil des Werk-
platzes geworden. Die positive Beschäftigungsentwicklung 
ist oft an eine hohe Beschäftigungsdichte und einen hohen 
Dienstleistungsanteil gekoppelt. Mit 50.000 Beschäftigten 
ist die Stadt Zürich gewissermaßen das kreativwirtschaftliche 
Epizentrum der Schweiz. 

Perspektiven und Handlungsbedarf
Mit den Entwicklungen der nächsten Jahre � namentlich der 
Digitalisierung � erwartet die Studie, dass sich der städtische 
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Die Industrie in Steyr 

Aufschwung nach jeder Krise  
Die Stadt Steyr ist seit jeher mit der Verarbeitung des Eisens verbunden.  
Daraus entwickelte sich eine Monostruktur, die immer Konjunkturschwankungen ausgesetzt  
war. Trotzdem schafften es die Steyrer Betriebe immer wieder, aus Krisen aufzutauchen und  
neue Produkte zu schaffen. Auch in Zukunft wird eine solche Flexibilität vonnöten sein. 
Hans Stögmüller  

Schon als Residenzstadt der Markgrafen von Steyr 
hatte Steyr eine große Bedeutung als Eisenstadt. So-
wohl der Handel mit Produkten aus der Eisenwurzen 

als auch die Erzeugung vieler verschiedener Schmiedewaren 
brachten Arbeit und Wohlstand. Im 16. Jahrhundert war 
Steyr die zweitgrößte Stadt Österreichs und hatte große wirt-
schaftliche Bedeutung.
Die Stadt am Zusammen�uss von Steyr und Enns hatte viel 
von ihrem Status als Residenz pro�tiert. Damals stand der Ab-
bau von Eisen am Erzberg und die Eisenproduktion in seiner 
Umgebung in voller Blüte. Klar, dass die Markgrafen ihrer 
Hauptstadt durch Privilegien unter die Arme gri�en. Der Ei-
senhandel aus Innerberg, dem heutigen Eisenerz, wurde über 
Steyr gelenkt, während von der Vordernberger Seite das Eisen 
nach Leoben gebracht werden musste. Zu einer Hochblüte 
gelangte Steyr im 15. und 16. Jahrhundert. Die prächtigen 
gotischen Bauten, an vorderster Stelle die Stadtpfarrkirche und 
das Bummerlhaus, zeugten von der wirtschaftlichen Potenz 
der Stadt. Damals war die Stadt zum Großteil evangelisch, 
was sich in der folgenden Gegenreformation negativ aus-
wirkte.
Auch in der 1625 gegründeten �Innerberger Hauptgewerk-
schaft (IHG)�, einem Zusammenschluss aller Radmeister, 
Hammergewerke und Eisenhändler in der Eisenwurzen, hatte 
Steyr ein gewichtiges Wort mitzureden. Während die Rad-
meister in Eisenerz das Eisen aus dem Gestein schmolzen, das 
von den Hammermeistern an den Seitenbächen der Enns zu 
Schmiedestahl weiterverarbeitet wurde, saßen in Steyr die 
Kau�eute, die die Produkte bis Venedig, Nürnberg und ins 
umliegende Ausland verkauften und dadurch am besten ver-
dienten.

Der älteste Konzern der Monarchie
Die IHG, der älteste Konzern auf dem Gebiet der alten Mo-
narchie, baute gewaltige Getreidespeicher, von denen in Steyr 
zwei erhalten geblieben sind. Am Wehrgraben und im Vogel-
sang siedelten sich jene Handwerkszweige an, die das �ießende 
Wasser als Energiequelle benötigten. Schon im 15. Jahrhun-

dert, und vielleicht auch schon früher, bestand der aus einem 
ehemaligen Flussarm neu angelegte Wehrgraben, der sich ent-
lang des nördlichen Hanges talab schlängelt. In vier Zeug
stätten waren unzählige Betriebe angesiedelt, die die Energie 
des Wassers nützten. Insgesamt fünfzig Wasserräder waren 
dort zu �nden. 
Beinahe alle diese Betriebe wurden nach und nach von Josef 
Werndl für seine �Österreichische Wa�enfabriks-Gesellschaft 
(ÖWG)� aufgekauft und zur Errichtung großer Fabriks
gebäude umfunktioniert. Werndl war nicht nur wegen seiner 
Körpergröße von 2,06 Metern ein großer Mann, sondern er 
kann als die bedeutendste Persönlichkeit bezeichnet werden, 
die Steyr hervorgebracht hat. Er wurde als Sohn des Leopold 
und der Josefa Werndl am 26. Februar 1831 geboren. Sein 
Vater, ein gelernter Bohrerschmied, hatte zu dieser Zeit schon 
einen ziemlich großen Betrieb zur Erzeugung von Armaturen 
(Wa�enbestandteilen) aufgebaut. 1844 kaufte er auch die 
Mühle in Letten, heute in der Gemeinde Sierning gelegen, die 
er zu einer Fabrik erweiterte.

Der Industriepionier von Steyr
Josef Werndl zog es nach der Lehre als Büchsenmacher und 
einigen Jahren als Soldat in die Neue Welt. Bei Colt und Re-
mington in den Vereinigten Staaten lernte er jene Maschinen 
kennen, von denen im alten Europa noch wenig zu sehen war. 
1862 legte Werndl mit dem Ankauf der Jocherschen Papier-
mühle im Wehrgraben den Grundstein zu seinem Industrie-
unternehmen. Dort baute er ein Fabriksobjekt, das �Alte 
Werk� genannt. Ihm folgten der Millnerhammer, die Schaft-
fabrik und noch zehn andere Hallen entlang des Wehrgraben-
kanals und im Vogelsang.
Zusammen mit seinem Werkmeister Karl Holub (1830�1903) 
erfand Josef Werndl ein Hinterladersystem, das vom Kaiser 
1867 sanktioniert und als neue Bewa�nung des österreichi-
schen Heeres angenommen wurde. Sofort wurden die Fabrik-
anlagen großzügig erweitert. Ein Engagement Werndls in der 
jungen Elektrotechnik hatte anfangs großen Erfolg. Steyr war 
die Stadt mit elektrischer Straßenbeleuchtung in Europa, de-
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Vom Problem zum Potenzial

Neue Sicht auf alte Flächen
Die Wiedernutzung von industriellen und gewerblichen Brach�ächen kann einen wesentlichen 
Beitrag zur Verminderung des Flächenverbrauchs darstellen. Dazu sollen bestehende Hürden 
abgebaut und verbesserte Rahmenbedingungen geschaffen werden. 
DIin Sabine Rabl-Berger, DIin Martha Wepner-Banko, Umweltbundesamt GmbH

Wer bauen will, braucht Land. Wirtschaftswachstum und 
Bodenverbrauch sind heute stark miteinander gekoppelt. So 
beträgt der tägliche Flächenverbrauch in Österreich noch im-
mer etwa 15 ha/Tag (Umweltbundesamt 2017) und liegt da-
mit deutlich über dem Reduktionsziel der �Strategie für 
nachhaltige Entwicklung� von 2,5 ha/Tag.

Während in den meisten Fällen die �grüne Wiese� diesen 
wirtschaftlichen Aktivitäten weichen muss, liegen gleichzeitig 
in Österreichs Städten und Gemeinden immer mehr vormals 
genutzte Grundstücke brach. Strukturelle Veränderungen in 
Österreichs Wirtschaft in den letzten 50 Jahren führten zum 
Entstehen von Brach�ächen. Industriezweige verschwanden, 
Unternehmen fusionierten und höhere Produktionskapazitä-
ten wurden auf immer kleineren Flächen eingerichtet.
Im Jahr 2004 wurde im Rahmen der Studie des Umweltbun-
desamtes �Wiedernutzungspotenzial industrieller Brach
�ächen in Österreich� der Bestand an industriellen und ge-
werblichen Brach�ächen auf bis zu 130 km† abgeschätzt. 
Dies entspricht 3.000 bis 6.000 brachliegenden Industrie- 
und Gewerbestandorten. Eine überschlägige Abschätzung der 
aktuellen Brach�ächensituation im Jahr 2017 führte zu ei-
nem ähnlichen Ergebnis, etwa 5.000 bis 10.000 nicht mehr 
oder untergenutzten Standorten in Österreich. 
Industrie- und Gewerbebrachen stellen demnach ein wesent-
liches Entwicklungspotenzial für zukünftige Betriebsansied-
lungen dar. Die Studie aus dem Jahr 2004 zeigte auf, dass 
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rein rechnerisch fast die Hälfte des österreichischen Flächen-
verbrauchs pro Jahr durch die Revitalisierung von Brach
�ächen abgedeckt werden könnte. In der Praxis geht man von 
einem geringeren Wert aus. Dies begründet sich einerseits in 
der regionalen Verteilung der Brach�ächen � nur ein Teil der 
Flächen be�ndet sich dort, wo auch Bedarf an Entwicklung 
vorhanden ist � und andererseits in den Hürden zur Wieder-
nutzung. Aus bisherigen Erfahrungen bestehen diese Hürden 
vor allem in potenziell vorhandenen Verunreinigungen des 
Untergrunds, dem �Kontaminationsrisiko�, und in einer feh-
lenden Kostenwahrheit bei der Neunutzung der �grünen 
Wiese�. 
Die Wirtschaftlichkeit von Brach�ächenprojekten, also das 
Verhältnis zwischen dem Aufbereitungsbedarf (Kosten der 
Baureifmachung) der Brach�äche und der raumplanerischen 
Bedeutung (Ertrag durch Bodenwertsteigerung), ist allerdings 
je nach Standort sehr unterschiedlich. Das wirtschaftliche, 
insbesondere das immobilienökonomische Potenzial von 
Brach�ächen lässt sich als �ABC-Modell� veranschaulichen:
»» Typ A „Selbstläufer“: Damit sind insbesondere gut er-

schlossene Objekte in guter Lage gemeint. Diese Flächen 
sind auch ohne zusätzliche Hilfe attraktiv für private In-
vestorInnen und damit direkt vermarktbar.

»» Typ B „Flächen mit Entwicklungspotenzial“: Bei diesen 
Objekten ist die Rentabilität des Flächenrecyclings auf-
grund von Risiken nicht sicher. Damit diese Flächen für 
InvestorInnen attraktiver werden, gilt es, die Risiken zu 
mindern und die Kosten zu verteilen (z. B. durch Förder-
mittel).

»» Typ C „Reserve�ächen“: Hier liegt der zu erwartende Er-
trag des Flächenrecyclings deutlich unter den erwarteten 
Kosten der Baureifmachung (z. B. bei einem großen Im-
mobilienüberangebot). Diese Flächen werden auch lang-
fristig nicht nachgefragt.

Der Markt regelt also lediglich die Neunutzung der Typ-A-
Standorte, der �Selbstläufer�, in immobilienwirtschaftlich at-
traktiver Lage. Was passiert jedoch mit jenen Brach�ächen, 
deren Vermarktung sich schwieriger gestaltet, weil etwa die 
Lage weniger attraktiv oder die Rentabilität aufgrund von 
Risiken nicht sicher sind? 
Nur ein geringer Teil der industriellen und gewerblichen 
Brach�ächen weist Kontaminationen in einem Ausmaß auf, 
welche Maßnahmen zur Sanierung erforderlich machen, die 
aus den Mitteln des ALSAG (Altlastensanierungsgesetz) ge-
fördert werden. Von insgesamt etwa 70.000 Standorten, die 

in der Datenbank des Umweltbundesamtes erfasst sind, wer-
den erhebliche Kontaminationen und Sanierungsmaßnah-
men an rund 2.000 Standorten erwartet.
Der überwiegende Anteil der Industriebrachen ist mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht oder nur in geringem Ausmaß kon-
taminiert, wird jedoch ohne Zuschüsse und Förderungen 
durch die ö�entliche Hand nur schwer revitalisiert und wie-
dergenutzt werden können. 
Im Jahr 2009 wurden mit dem �Leitbild Altlastenmanage-
ment� (BMLFUW, 2009) Visionen und Strategien für alle 
historisch kontaminierten Standorte entwickelt und in sechs 
Leitsätzen zusammengefasst. In Leitsatz 6 wird darin die Not-
wendigkeit zur �Scha�ung besserer Rahmenbedingungen für 
die Nachnutzung und Wiedereingliederung kontaminierter 
Standorte in den Wirtschaftskreislauf� betont. 
Aktuell in Diskussion be�ndliche Entwürfe zur Weiterent-
wicklung des Altlastensanierungsgesetzes sehen daher vor, die 
Möglichkeiten zur Bereitstellung von Förderungsmitteln aus 
den Altlastenbeiträgen zu erweitern. Zur Vorbereitung einer 
entsprechenden Förderungsschiene wurde im Auftrag des 
BMLFUW im Jahr 2017 eine Bedarfs- und Machbarkeits
erhebung erstellt. Dabei wurden Ziele und Zweck der Förde-
rungsschiene wie folgt vorgeschlagen:
»» Beitrag der Altlastensanierung zur Reduktion des Flächen-

verbrauches

»» Unterstützung der Wiedereingliederung von kontaminier-
ten Flächen in den Wirtschaftskreislauf

»» Beitrag zur �Entstigmatisierung�

»» Anreiz zur Eigeninitiative 
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Nachbericht zum 5. Österreichischen Stadtregionstag

Eine Stadtregion mit Charme!
Osttirol ist aus der Ferne für manche �Provinz�, einige betitelten es sogar schon mal als 
�Reservat�. All jene aber, die sich am diesjährigen 5. Stadtregionstag auf den Weg gemacht 
haben, um Lienz und den Zukunftsraum Lienzer Talboden aus der Nähe zu begutachten,  
waren zumindest positiv überrascht � viele sogar �restlos begeistert� von dieser blühenden 
Region. Das lebendige Stadtleben, die sichtbaren Projekterfolge und die gelebte Stadt- 
Umland-Kooperation ließen viele aus Ost-, Nord- und Westösterreich angereiste  
PolitikerInnen und ExpertInnen darüber staunen, �was da alles geht�.
DIin Melanie Dobernigg-Lutz, Österreichischer Städtebund

Von 18.�20. Oktober dieses Jahres konnten sich die 
�Rest-ÖsterreicherInnen� ein von der Sonne gut aus-
geleuchtetes Bild davon machen, was in der mit dem 

Gemeindekooperationspreis 2017 (GEKO) ausgezeichneten 
Region geleistet wird, wie hoch die Lebensqualität ist und 
wie rege das Wirtschaftsleben. Der diesjährige Stadtregions-
tag begann mit einem Vernetzungstre�en mit der ÖREK-
Partnerschaft �Strategien für Regionen mit Bevölkerungs-
rückgang�, die sich intensiv mit Lösungen für Räume, die 
Bevölkerung verlieren, auseinandersetzt.  Diese traf sich 
ebenfalls in Lienz, um sich in einer Dialogveranstaltung über 
das, was ist � aber vor allem über das, was werden kann �
auszutauschen. Michael Hohenwarter, Geschäftsführer des 
RegionsManagements Osttirol (RMO), zog als Fazit aus der 
Diskussion: �Wir müssen den Fokus verändern. Zum Bei-
spiel nicht, was können wir gegen Abwanderung, sondern 
für Zuwanderung tun.�  
�Wir müssen jungen Frauen und wissensbasierten bzw. tech-
nologieorientierten Firmen und Arbeitnehmerinnen und 
-nehmern den roten Teppich ausrollen�, bestätigte auch 
RMO-Obmann und Bürgermeister von Virgen Dietmar 
Ruggenthaler. Aus den Analysen der Österreichischen Raum-
ordnungskonferenz (ÖROK) ging weiters hervor, wie wichtig 
funktionierende regionale Zentren und deren Kooperation 
mit dem Umland sind. Beim abendlichen Vernetzungstre�en 
tauschten sich schließlich die VertreterInnen der Gemeinden 
aus den Tallagen mit der Stadtregion und weiteren ExpertIn-
nen aus. Die Diskussion war so kontroversiell wie erwartet � 
aber auch konstruktiv und o�en.

Stadtregion als Impulsraum für Region
�Stadtumlandkooperationen sind Impulsräume für die ganze 
Region�, betonte die Landtagsabgeordnete und Lienzer Bür-
germeisterin Elisabeth Blanik. �Dadurch werden innovative 
Reize gesetzt, Infrastrukturen bereitgestellt und Arbeitsplätze 

gescha�en, wodurch wir wettbewerbsfähiger werden.�  Auch 
Markus Hopfner, BMLFUW, hielt das Vernetzungstre�en für 
eine gute Initiative und verwies auf die Handlungsfelder im 
aktuellen Österreichischen Raumentwicklungskonzept 
(ÖREK), denen hier nachgekommen wird: Sicherung der 
Daseinsvorsorge in ländlichen Gebieten und die Stärkung der 
Kooperationen zwischen Stadt und Land. 
Generalsekretär Dr. �omas Weninger, Österreichischer Städ-
tebund, bestätigte, dass es nicht darum gehen kann, weiter ei-
nen Gegensatz �Stadt � Land� zu beschwören, sondern um 
ein Miteinander. Er sieht den ländlichen Raum als Lunge, die 
Städte erfüllen die Herzfunktion und manchmal suchen wir 
alle noch ein bisschen, wo wir das gemeinsame Gehirn �n-
den, lautete sein humoriger Ansatz. Daher ist jeglicher Aus-
tausch die beste Gelegenheit, Lösungen für den Lebensalltag 
der Menschen in den Regionen zu �nden, unter anderem für 
die Mobilität, die für ihn auch die Kommunikationsmobilität 
und damit den Breitbandausbau einschließt. Landtagsabge-
ordneter Hermann Kuenz, Land Tirol, berichtete, dass in den 
Regionen mit Abwanderungstendenzen ein Aufwachen zu 
spüren ist und das Land sich bemüht, diese Entwicklungen 
zu unterstützen. Dabei versucht man auch intensiv, Ge-
meinde- und regionale Kooperationen zu forcieren. 
Dass Kooperation kein leichtes Unterfangen ist, darauf verwies 
Bürgermeister Ruggenthaler: �Es ist ein o�ener Prozess, in 
dem viel Bewegung und Leben steckt. Es braucht engagierte 
Personen wie Oskar Januschke, der immer hinter den Projek-
ten steht und Lienz zu einer Perle entwickelt hat.� Dennoch 
bleiben die Wechselbeziehungen eine Herausforderungen 
ebenso wie das �ema �Verantwortung/Eigenverantwortung�. 
Er bedauert in diesem Zusammenhang außerdem, dass der 
Österreichische Städtebund vom Ministerium nicht in die Ar-
beiten am Masterplan Ländlicher Raum einbezogen wurde.
Über ein weiteres Kooperationsprojekt berichtete der Ob-
mann des Zukunftsraums Lienzer Talboden, Bürgermeister 
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Josef Mair. Man ist gerade dabei, ein gemeinsames Gewerbe-
gebiet in Genossenschaftsform zusammenzuführen und sich 
in Zukunft die Kommunalsteuereinnahmen zu teilen. Bür-
germeisterin Blanik betonte in diesem Zusammenhang die 
enge Zusammenarbeit mit Südtirol und das Miteinander des 
alten europäischen Wirtschaftsraums, auf das man sich hier 
wieder besonnen hat, um gemeinsam stärker agieren zu kön-
nen. Auch Georg Schadt vom Bundeskanzleramt unterstrich 
die Bedeutung der Kooperation über die Grenzen hinweg. 
Dieses �ema ist auch für die Kohäsionspolitik nach 2020 
gesetzt. 
Die anschließende Publikumsdiskussion drehte sich beson-
ders stark um das �ema Frauen und damit auch um den 
Ausbau der Kinderbetreuung. Final war man sich einig, dass 
Kooperation für alle Beteiligten sehr fordernd ist und es da-
her nie zu wenig Unterstützung von Landes- und Bundesseite 
geben kann, um unter anderem die Koordinationsfunktion, 
also den �Kümmerer�, stabil zu �nanzieren. Es bedarf der Be-
mühungen vieler, einen Raum bunter, vielfältiger und o�ener 
zu machen und ihm damit Charisma zu verleihen, das Men-
schen anzieht. Der Region rund um Lienz wurde zum Ab-
schluss der Diskussion dieses Charisma  jedenfalls mehr als 
bestätigt und das Gehörte anschließend bei einem Empfang 
im Rathaus eingehend nachbesprochen. 

Eröffnung Stadtregionstag
In seiner Begrüßung analysierte Georg Schadt als Vertreter 
des Bundeskanzleramts, was man bisher � auch auf EU-
Ebene � erreicht habe:  Unter anderem wurden die Interessen 
von Klein- und Mittelstadtregionen auf EU-Ebene verankert.  
Mit der Umsetzung der Roadmap für österreichische Stadt
regionen müssen diese zukünftig aber auch in der nationalen 
Politik sichtbarer werden. Gemeinsam mit Generalsekretär 
Weninger stellte er die neu eingerichtete �Nationale Platt-
form für Europäische Stadt- und Stadtregionsentwicklung� 
vor, über die die Interessen der Städte an das BKA und damit 
in die Europäische Diskussion übermittelt werden können 
(mehr dazu unter www.staedtebund.gv.at). 
Anschließend vermittelte Prof. Dr. Gerald Mathis vom ISK 
Institut für Standort-, Regional- und Kommunalentwicklung 
in  Dornbirn in seinem viel gelobten Erö�nungsvortrag neue 
Sichtweisen auf das Gelingen oder Scheitern interkommuna-
ler Kooperationen. Sein spannender Ansatz, den er auch an 
seinem Institut erforscht, schließt die psychosoziale Dimen-
sion mit ein. Jede Gemeinde hat eigene Wert- und Denkhal-
tungen kultiviert, funktioniert nach eigenen Regeln. In ei-
nem gut geführten Kooperationsanbahnungsprozess, mit viel 
Zeit und Geduld ist es möglich, den gemeinsamen Nutzen zu 
erkennen und eventuelle (Kommunikations-)Hürden aus 
dem Weg zu räumen. Es ist dies ein gemeinsamer Sozialisie-

rungsprozess, der von einem Fachmann begleitet werden 
muss. Wenn es oft trotz Bemühungen nicht funktioniert, 
können dahinter historische Verletzungen stecken. Diese sind 
den heute handelnden AkteurInnen vielleicht gar nicht mehr 
geläu�g � aber dennoch im kollektiven Gedächtnis gespei-
chert. Die Lösung liegt in der Rehabilitation: Verletzungen  
müssen ausgegraben, akzeptiert und aufgearbeitet werden � 
erst dann kann die Kooperation gelingen. 

Blitzlichter auf die Zusammenarbeit
Dass das �Zusammenkommen und Zusammenbleiben� nicht 
immer einfach ist, wie es aber gelingen kann, war auch 

1

2

Bild 1: Podiumsgäste v. l. n. r.: Bürgermeister Ing. Dietmar 
Ruggenthaler, Virgen, RMO-Obmann, Dr. Thomas Weninger, 
MLS, Generalsekretär des Österreichischen Städtebundes,  
LA DI Hermann Kuenz, Land Tirol, Mag. Georg Schadt, 
Bundeskanzleramt, DI Markus Hopfner, BMLFUW, und  
LA Bürgermeisterin DIin Elisabeth Blanik, Stadt Lienz 

Bild 2: Das Team �Lienz�: Jasmina Steiner, MA,  
und Thomas Wimmer, Planungsverband 36, Karl Notdurfter, 
Mag. (FH) Mag. Oskar Januschke, Standortmarketing Lienz,  
Dr. Martin Ko�er, TAP, und LA Bgm.in Blanik
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�ema der anschließenden Diskussionsrunde. Stadtplaner 
Dr. Wolfgang Pichler berichtete als Vertreter der Stadt Wels 
von den bisherigen Erfahrungen mit dem IWB/EFRE-Pro-
gramm zur stadtregionalen Kooperation. Im oberösterreichi-
schen Zentralraum gibt es zwar schon seit Längerem Koope-
rationen, der Gedanke wurde 2016 aber neu aufgegri�en und 
soll für die Stadt und acht Umlandgemeinden vor allem zu 
einer Abstimmung bei der Siedlungs- und Verkehrsentwick-
lung an den Gemeinderändern führen. Die Fertigstellung der 
regionalen Strategie ist für Herbst 2018 vorgesehen. Zur sel-
ben Zeit wird auch der 6. Österreichische Stadtregionstag in 
Wels abgehalten werden.
Weitere spannende Berichte erfolgten aus der Region Nieder-
österreich-Bratislava-Umland durch Mag. Christian Berger, 

Bratislava Umland Management (BAUM), sowie von  
Dr. Bernd Gassler aus der ersten österreichischen Stadtregion, 
die institutionalisiert wurde, nämlich Graz-Umgebung. Wäh-
rend man sich in der Steiermark über eine gute Unterstüt-
zung vom Land, eine relativ gesicherte Finanzierung (zukünf-
tig sollen 3,5 Millionen an Bedarfszuweisungen in die Stadt-
region �ießen) und die Aussicht auf ein Regionalentwick-
lungsgesetz freuen kann, ist die Situation andernorts nicht 
ganz so rosig. Im Osten ist aufgrund der großen Verstrickun-
gen zwischen Bratislava und den niederösterreichischen Ge-
meinden, die durch die Nachbarschaft und die guten sozialen 
Infrastrukturen bereits bis zu 30 % Bevölkerungsanteil an 
SlowakInnen aufweisen, ein Nicht-Kooperieren undenkbar � 
die Finanzierung des Kooperationsmanagements aber nicht 
langfristig gesichert und es sind noch nicht alle relevanten 
AkteurInnen an Board. 
Bernhard Müller, Generalsekretär des Urban Forums, trat da-
für ein, dass der Gegensatz �Groß � Klein� endlich aufgebro-
chen werden muss, um bei Kooperationen die Angst vor dem 
Identitätsverlust abzubauen. Denn wenn die identitätsstiften-
den Merkmale erhalten bleiben, ist die Bevölkerung o�en für 
Kooperation, wie Umfragen beweisen. Ein mögliches Modell, 
die Gebietsgemeinde, ist derzeit �totes Recht�, könnte aber 
relativ rasch und sinnvoll wiederbelebt werden.

Smart Specialisation 
Mag. Andreas Niederl, Joanneum Research, führte in seinem 
spannenden Impulsvortrag die ZuhörerInnen in den �e-
menbereich �Die Stadtregion als Wirtschafts-, Arbeits- und 
Ausbildungsplatz im Zeitalter von Digitalisierung und Smart 
Specialisation� ein. Mit Smart Specialisation ist eine intelli-
gente Spezialisierung dort gemeint, wo Potenziale und Res-
sourcen vorhanden sind. Aufgrund der sich wandelnden Rah-
menbedingungen sind Regionen gezwungen, sich zu speziali-
sieren, es braucht aber entsprechende Voraussetzungen in der 
Region. Welche Auswirkungen dies auf Wirtschaft und Ar-
beitsplätze hat, ist derzeit noch nicht abzusehen, in Öster-
reich könnten aber bereits 10 % aller Tätigkeiten ersetzt wer-
den. Gleichzeitig entstehen neue Tätigkeiten, die zum Teil 
noch nicht sichtbar sind bzw. können Tätigkeiten substituiert 
werden (insbesondere Routinetätigkeiten) � aber oftmals 
nicht ganze Arbeitsplätze. Stadtregionen pro�tieren im Be-
reich Produktion und wissensintensive Dienstleistungen (je 
nach Spezialisierung der Region) sowie bei personenbezoge-
nen Dienstleistungen. 
In der folgenden Diskussion mit VertreterInnen von Arbei-
terkammer (AK), Wirtschaftskammer  (WK) und aus Stadt-
regionen berichtete  Armin Erger (AK), dass zwar die Digi-
talisierung nicht nur Jobverlust bringt wie anfangs befürch-
tet, ein Trend in Richtung Schwächung der Nachfrage nach 

Bild 3: Mit Prof. Mathis diskutierten Mag. Christian Berger 
(BAUM), Dr. Bernd Gassler, GF Regionalmanagement Steirischer 
Zentralraum, Bernhard Müller, BA, MPA, Generalsekretär Urban 
Forum, und Dr. Wolfgang Pichler, Stadtplanung, Stadt Wels.

Bild 4: V. l. n. r.: Mag. Andreas Niederl, Joanneum Research,  
Dr.in Bibiane Puhl, ROW, Rainhard Lobenwein, WK,  
LA Bgm.in Elisabeth Blanik, Lienz, und Armin Erger, AK
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menschlicher Arbeitskraft aber spürbar ist. Die Beschäfti-
gung ist in Tirol zwar um 7 % gestiegen, die Arbeitsleistung 
(Stundenzahl) jedoch nur um 1 %. Zudem entstehen neue 
Jobs im technischen Umfeld, für die viele Frauen erst be-
geistert werden müssen. Rainhard Lobenwein (WK) wies 
darauf hin, dass auch viele Betriebe erst sensibilisiert und 
umfassend informiert werden müssen. Dazu bedarf es ent-
sprechender Förderprogramme, um mutige, innovative 
Schritte in die Zukunft zu gehen und auch einmal scheitern 
zu können. 
LA Bgm.in Blanik unterstrich den Bedarf an Ausbildungs-
möglichkeiten – insbesondere auf die regionale Spezialisie-
rung zugeschnittene, wie z. B. der Mechatronik-Campus in 
Lienz einer ist. Auch die Region Obersteiermark West hat ei-
nen Breitband-Masterplan für ihre 34 Gemeinden entwi-
ckelt. Dr.in Bibiane Puhl, Geschäftsführerin des Regional
managements Obersteiermark West (ROW), berichtete au-
ßerdem vom gemeinsamen Entwicklungsleitbild der Region 
und dem Wirtschaftsnetzwerk „Kraft. Das Murtal“.  Die von 
ihr vertretene Region braucht vor allem eine Arbeitsplatzer-
haltung – nicht nur Neuscha�ung.

Mobilität und Smart Region
Aus den beiden �emenbereichen Mobilität und Smart 
Region wurden Projektberichte eingebracht: Das Regional-
management Steirischer Zentralraum präsentierte „GUST-
mobil – das bedarfsorientierte Anruf-Sammel-Taxi“ und eine 
regionale Analyse zu multimodalen Knotenpunkten. Über 
die Pilotinitiativen der Smart Region Villach berichteten 
Mag.a Irene Primosch, Geschäftsführerin der Stadt-Umland 
Regionalkooperation Villach und LAG-Managerin, und  
DI in Barbara Lepuschitz, RMA-Ressourcen Management 
Agentur Villach.
 
Exkursion in die Stadtregion
Am Nachmittag wurden in zwei Bussen an drei Stationen die 
folgenden Projekte und Initiativen im Zukunftsraum Lienzer 
Talboden angefahren: Linieninfrastrukturen (Mobilitätszent-
rum und Glasfasernetz) & Kultur in der Stadtregion,  Wirt-
schaft (INNOS GmbH) & Bildung (Technik Campus Lienz) 
im Stadtregionsraum sowie die Sicherung von P�ege & Für-
sorge mittels interkommunaler Kooperation.
Detailinformationen zu den Mobilen Workshops erfahren Sie 
unter www.stadtregionen.at.   

Stadtregionale Kooperation über Grenzen
Den Abschluss des Stadtregionstages bildete diesmal ein Aus-
�ug nach Bruneck in Südtirol.  Dort berichteten Bürgermeis-
ter Roland Griessmann und Landtagsabgeordneter Christian 
Tschurtschenthaller gemeinsam mit Standortmanager Oskar 

Januschke von der strategischen Zusammenarbeit der beiden 
Stadtregionen und den gemeinsamen Projekterfolgen.
Der Zukunftsraum Lienzer Talboden überzeugte als Region 
mit Charisma, guten Ideen und engagierten Menschen mit 
Charme. Dieser Charme hat sich auch auf die Stadtregion 
übertragen: Einige der Gäste liebäugelten am Ende des Tages 
mit einem Häuschen oder einem zukünftigen Alterssitz in der 
anmutigen Talsohle. 
Zum Auftakt des Stadtregionstags waren die TeilnehmerIn-
nen zu einem Stadtspaziergang unter dem Titel „Urban-
Governance-Modell ,Innenstadt Lienz‘ – Kooperative Quar-
tiersentwicklungs- & Managementprozesse“ eingeladen. Wei-
tere Informationen dazu, Fotos und die Abschlusspräsenta-
tion von Mag. (FH) Mag. Oskar Januschke �nden Sie unter 
https://www.staedtebund.gv.at/ausschuesse/wissensnetzwerk-
innenstadt/tagungen/.� ��

Bild 5: Dr. Bernd Gassler, Geschäftsführung, und Anna Reichen-
berger, MSc, Projektmanagement beim Regionalmanagment 
Steirischer Zentralraum

Bild 6: Barbara Lepuschitz, Irene Primosch und Moderator FH-
Prof. Dr. Benedikt Speer

5

6

www.staedtebund.gv.at� 55 

©
 A

lle
 F

ot
os

: S
tu

di
os

 L
ich

th
am

m
er

/M
ar

ku
s 

M
ay

r

OeGZ_12_2017.indd   55 30.11.17   10:36



EXPO REAL München 2017: Innovative Urbanization

Vorzeigeprojekte in Österreichs 
Städten erobern die EXPO REAL
Zum nunmehr 3. Mal in Folge war der Österreichische Städtebund Aussteller auf der  
größten Immobilienmesse Europas, der EXPO REAL in München. Und wie jedes Jahr standen  
dabei auch diesmal Mitgliedsstädte und zukunftsweisende urbane Projekte im Mittelpunkt  
des Auftritts �Innovative Cities : Made in Austria�. Politik und ExpertInnen aus Salzburg,  
Villach und von �Stadt der Zukunft� präsentierten innovative Strategien und Projekte  
aus unterschiedlichen Bereichen der Stadtentwicklung.
DIin Melanie Dobernigg-Lutz, Österreichischer Städtebund

Seit 2015 initiiert der Österreichische Städtebund re-
gelmäßige Besuche auf der internationalen Immobili-
enmesse EXPO REAL in München, Europas größter 

B2B-Fachmesse für Immobilien und Investitionen. Alles be-
gann 2015 als Aussteller am Stand �Europa Mitte�, wo in 
Kooperation mit dem Klima- und Energiefonds österreichi-

sche Smart Cities vorgestellt wurden. Aufgrund der hohen 
Ausstellungskosten entschied man sich vergangenes Jahr zur 
Organisation eines Expo-Besuches durch eine Delegation 
von StädtevertreterInnen, der ebenfalls erfreulich positiv ver-
lief. Im Frühling 2017 erfolgte überraschend die Einladung, 
im Rahmen des Forums �Innovative Urbanization� einen 

Reges BesucherInneninteresse an den österreichischen Projek-
ten und Vorträgen am Stand Innovative Urbanziation. Neben 
Österreich waren im Forum noch Heidelberg mit dem Kon-

zept „PHVision“ auf einem ehemaligen Militärgelände sowie 
das Projekt „�e New Centre of Lód�“ aus Polen vertreten.
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eigenen Bereich zu gestalten. Dort, wo in den vergangenen 
Jahren Metropolen wie Berlin und Barcelona ihre internatio-
nal beachteten Stadtentwicklungsprojekte präsentiert hatten, 
erhielten dieses Jahr Salzburg und Villach die Möglichkeit, 
eine Ausstellung zu gestalten. Und über das Programm 
�Stadt der Zukunft� waren auch andere österreichische 
Städte präsent, deren Projekte von ExpertInnen der ÖGUT 
(Österreichische Gesellschaft für Umwelt und Technik) und 
der FFG (Österreichische Forschungsförderungsgesellschaft) 
vorgestellt wurden. Und diese konnten sich wiederum über 
reges Interesse an ihren Projekten und Potenzialen freuen: 
Im Verlauf der drei Tage war die Frequenz am Stand Intelli-
gent Urbanization erfreulich hoch � sowohl die Ausstellung 
als auch die unterschiedlichen Fachdiskussionen waren gut 
besucht.

Smart City Salzburg 
Die Stadt Salzburg präsentierte im Rahmen der Ausstellung 
ihre Smart-City-Initiative sowie die Wissensstadt. Die �pro-
vokante� Frage eines Journalisten �Was macht ein Smart-
City-Koordinator und was habe ich als Bürger davon?� hat 
die Stadt dazu bewogen, klare Antworten darauf zu formulie-
ren und das Umsetzungsprogramm entsprechend anzupassen. 
Mittels �Scrolly Telling� und QR-Codes wies auch die Aus-
stellung smarte und benutzerInnenfreundliche Elemente auf, 
die umfassenden Einblick in die Mobilitäts-, Energiespar- 
und bewusstseinsscha�enden Projekte und Initiativen vermit-
telte. Der Stadtteil Itzling mit dem Techno-Z und dem neuen 
Forschungszentrum der naturwissenschaftlichen Fakultät der 
Universität wächst zur Science:City heran und ist auch Ent-
wicklungsschwerpunkt der Smart City Salzburg mit den Pro-
jekten Smart Itz Goes und Itz Smart.
Salzburg nahm an den Podiumsdiskussionen �Zukunftspers-
pektiven der Stadtplanung � Transformation� (Rauchmühle 
und Riedenburg-Areal) sowie �Ein�uss der Mobilität auf die 
Stadt von morgen� teil. Als ReferentInnen in München mit 
dabei waren Salzburgs Baudirektor Alexander Schrank (Bau-
wesen, Ressort Stadtrat Unterko�er), Abteilungsvorstand An-

dreas Schmidbaur (Raumplanung und Baubehörde, Ressort 
Stadtrat Johann Padutsch), Smart-City-Koordinator Franz 
Huemer, Julia Rafetseder (Wirtschaft, Beteiligungen und 
Grundstücke, Ressort Bürgermeister-Stellvertreterin Anja Ha-
genauer) sowie Irina Brunner (Hochbau, Ressort Stadtrat 
Unterko�er).
�Die Stadt Salzburg präsentiert hier ressortübergreifend die 
wichtigsten Ideen, Maßnahmen, Projekte und Ziele der 
Smart City Salzburg sowie der Wissensstadt/Science City Itz-
ling. Wir zeigen und erläutern Salzburgs smarte Seiten mit ei-
ner gelungenen Ausstellung sowie auf dem Podium bei eini-
gen der insgesamt 100 Konferenzen und Gesprächsrunden�, 
freute sich die für die Smart-City-Koordination zuständige 
Baustadträtin Barbara Unterko�er über diese sehr wirksame 
Ö�entlichkeitsarbeit der E5-Gemeinde. 
Nähere Infos zur Smart City Salzburg � kompakt als Scrolly 
Telling auf http://stadtsalzburg.page�ow.io/smartcity auf 
www.smartcitysalzburg.at bzw. https://www.stadt-salzburg.at/
internet/websites/smartcity_english.htm.

Innovative Kraftpakete aus Villach
Auch die Stadt Villach reiste mit spannenden Projekten zur 
Immobilienmesse. Die Smart-City-Projekte sowie die Initiati-
ven rund um die �Science City Villach�, eine Standortpolitik, 
die Wissenschaft, Forschung und Unternehmen zusammen-
bringt, präsentierte Energiekoordinatorin Ursula Lackner. In 
Villach entwickeln Forschungs- und Bildungseinrichtungen 
wie CTR und die FH Villach sowie Weltmarktführer wie In-
�neon Produkte, die sowohl in Villach als auch weltweit ei-
nen �smarten� Ansatz der Stadtentwicklung unterstützen. 
Aufgrund der zahlreichen Aktivitäten konnte Villach sich 
auch als eine von nur drei österreichischen Städten für die In-
itiative des bmvit �Silicon Austria� behaupten, bei der For-
schungszentren für Mikroelektronik angesiedelt werden. Aber 
auch die BürgerInnen werden aktiv in die Smart-City-Initia-
tive miteinbezogen. Und auch für die Innenstadt hat Villach 

Das �Team Stadt Salzburg� vor den ausgestellten erfolgreichen 
Smart-City-Projekten der Stadt. V. l. n. r.: Rafetseder, Brunner,  
Huemer, Schrank, Schmidbaur

V. l. n. r.: Mag. Marcus Wild (CEO SES Spar European Shopping 
Centers GmbH), Stadtbaurätin Prof.in Dr.in Elisabeth Merk 
(Landeshauptstadt München), 1. VzBgm.in Dr.in Petra Oberrauner 
(Stadt Villach), Mag. Gerhard Rodler (Immobilienmagazin; 
epmedia Werbeagentur GmbH), Generalsekretär Dr. Thomas 
Weninger (Österreichischer Städtebund)
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